Deutscher Bundestag 
2. 'Wahlperiode 
1953 


Drudvsache 2872 


Kleine Anfrage 300 

der Fraktion der SPD 


betr. Preisbindung der zv/eiten Hand 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Beabsichtigt die Bundesregierung, durch eine allgemeine Geneh- 
migung eine neue Rechtsgrundlage für die Preisbindung der 
zweiten Hand auf der Grundlage alliierter Gesetzgebung zu 
schaffen, nachdem die bisher von ihr für gültig gehaltene Rechts- 
grundlage durch Urteile deutscher Gerichte in Frage gestellt 
worden ist? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß von interessierten Wirt- 
schaftskreisen in Erwartung entsprechender Maßnahmen der 
Bundesregierung bereits Reversformuiare verwendet werden, die 
im Gegensatz zu der neuesten deutschen Rechtsprechung nicht 
nur Vorschriften über die Preisbindung enthalten, sondern auch 
den Ausschluß bestimmter Unternehmens- und Vertriebsformen 
von der Belieferung mit den preisgebundenen Waren vorsehen? 

3. Falls die Bundesregierung eine Initiative im Sinne der Frage 
Nr. 1 beabsichtigt, fragen wir sie, wie sie es mit der Tatsache 
vereinbart, daß im gleichen Zeitpunkt der Deutsche Bundestag 
im Rahmen der Beratungen des Kartellgesetzes bemüht ist, das 
Problem der Preisbindung der zweiten Hand erschöpfend zu 
regeln . 


Bonn, den 15. November 1956 


Mellies und Fraktion 


Druck; Buchdruckerei Peter Meier, Bulsdorf/Siegburg 
411«laTertr=eb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rbeinallee 10 
Telefon SSil 



